
1535

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1956 Ausgegeben am 16. November 1956 56. Stück

203. Garantieabkommen (Ybbs-Persenbeug-Projekt und Voitsberg-St. Andrä-Projekt) zwischen der Republik
Österreich und der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung.

2 0 4 . Abkommen über die Internationale Finanz-Corporation.
2 0 5 . Kundmachung: Wirksamkeit des Berner Übereinkommens zum Schutze von Werken der Literatur und

der Kunst für Indonesien.
2 0 6 . Kundmachung: Annahme der Satzung der Weltgesundheitsorganisation durch Jemen, Libyen, Marokko,

Nepal, Sudan und Tunesien und Annahme des Protokolls, betreffend das Office International d'Hygiène
durch Japan.

203.
Nachdem die am 21. September 1956 in Washington unterzeichneten Garantieabkommen

(Ybbs-Persenbeug-Projekt und Voitsberg-St. Andrä-Projekt) zwischen der Republik Österreich und
der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung, welche also lauten:

(Übersetzung)

Garantieabkommen (Ybbs-Persenbeug-Pro-
jekt) zwischen der Republik Österreich und
der Internationalen Bank für Wiederaufbau

und Wirtschaftsförderung.
ABKOMMEN vom 21. September 1956, zwi-

schen der REPUBLIK ÖSTERREICH (im nach-
folgenden der „Bürge" genannt) und der INTER-
NATIONALEN BANK FÜR WIEDERAUF-
BAU UND WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG
(im nachfolgenden die „Bank" genannt).

Da durch ein Abkommen vom gleichen Datum
zwischen der Bank und der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) und der Österreichischen Do-
naukraftwerke Aktiengesellschaft (im nachfolgen-
den die „Anleihenehmer" genannt), welches Ab-
kommen mit den darin bezogenen Anlagen im
nachfolgenden das „Anleiheabkommen" genannt
wird, die Bank sich einverstanden erklärt hat,
den Anleihenehmern eine Anleihe in verschiede-
nen Währungen im Gesamtkapitalsbetrag von
einundzwanzig Millionen Dollar ($ 21,000.000)
zu den im Anleiheabkommen festgesetzten Be-
dingungen zu gewähren, jedoch nur unter der
Bedingung, daß der Bürge einverstanden ist, die
Zahlung von Kapital, Zinsen und sonstigen Spe-
sen dieser Anleihe und die diesbezüglichen Ver-
pflichtungen der Anleihenehmer zu garantieren;
und

da der Bürge anläßlich des Abschlusses des
Anleiheabkommens zwischen der Bank und den
Anleihenehmern sich einverstanden erklärt hat,
die Zahlung von Kapital, Zinsen und sonstigen
Spesen dieser Anleihe und die diesbezüglichen
Verpflichtungen der Anleihenehmer zu garan-
tieren;

sind die Vertragspartner nunmehr wie folgt
übereingekommen :
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ARTIKEL I

ABSATZ 1.01. Die Vertragspartner dieses Ga-
rantieabkommens nehmen alle Bestimmungen der
Anleiherichtlinien Nr. 4 der Bank vom 15. Feber
1955 an, vorbehaltlich jedoch der in Anlage 3
zum Anleiheabkommen festgelegten Abänderun-
gen (die so abgeänderten Anleiherichtlinien Nr. 4
sind im nachfolgenden als „Anleiherichtlinien"
bezeichnet), mit der gleichen Kraft und Wirkung,
wie wenn sie zur Gänze hier festgelegt wären.

ARTIKEL II

ABSATZ 2.01. Ohne Begrenzung oder Be-
schränkung irgendeiner der übrigen in diesem
Abkommen enthaltenen, ihm obliegenden Ver-
tragspflichten garantiert hiemit der Bürge bedin-
gungslos, als Bürge und Zahler, die pünktliche
Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und der üb-
rigen Spesen der Anleihe, des Kapitals und der
Zinsen auf die Schuldverschreibungen, der all-
fälligen Prämie für die Vorausbezahlung der An-
leihe oder die Tilgung der Schuldverschreibungen
und die pünktliche Erfüllung aller Vertrags-
pflichten und Vereinbarungen der Anleiheneh-
mer, wie sie im Anleiheabkommen festgelegt
sind.

ARTIKEL III

ABSATZ 3.01. Es wurde zwischen Bürge und
Bank Einvernehmen hergestellt, daß keine Aus-
landsschuld gegenüber dieser Anleihe irgendeinen
Vorrang durch eine in Zukunft eingeräumte
Sicherstellung auf Regierungsbesitz genießen soll.
Zu diesem Zweck verpflichtet sich der Bürge
— außer es sei mit der Bank eine andere Ver-
einbarung geschaffen — bei Einräumung irgend-
einer Sicherstellung auf seinem Besitz für irgend-
eine Auslandsschuld diese Sicherstellung ipso facto
in gleicher Weise verhältnismäßig zugunsten der
Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und der son-
stigen Spesen dieser Anleihe und der Schuld-
verschreibungen dieser Anleihe einzuräumen und
bei Schaffung einer solchen Sicherstellung aus-
drücklich dementsprechend Vorsorge zu treffen.

Die vorstehenden Bestimmungen sind jedoch
nicht anzuwenden: (i) auf irgendeine Sicherstel-
lung, die auf eine Liegenschaft zur Zeit ihres
Ankaufes, lediglich als Sicherheit für die Bezah-
lung des Kaufpreises dieser Liegenschaft, geschaf-
fen wird (ii) auf irgendeine Sicherstellung auf
Handelsgüter, die für eine Schuld geschaffen
wurde, die nicht mehr als ein Jahr nach dem
Zeitpunkt, an dem sie begründet wurde, fällig
wird und die aus dem Erlös des Verkaufes dieser
Handelsgüter abzuzahlen ist; oder (iii) auf ir-
gendeine Sicherstellung, die im Zuge laufender
Banktransaktionen entstanden ist und eine Schuld
sichert, die nicht mehr als ein Jahr nach dem
Zeitpunkt, an dem sie gemacht wurde, fällig
wird.
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Der Ausdruck „Besitz des Bürgen", wie in
diesem Absatz gebraucht, bedeutet Besitz des
Bürgen oder irgendeiner seiner Dienststellen
und Besitz der Oesterreichischen Nationalbank.

Der Bürge verpflichtet sich weiters, innerhalb
der Grenzen seiner verfassungsmäßigen Befug-
nisse, die vorstehende Verpflichtung bezüglich
Sicherstellung auf den Besitz irgendeiner seiner
politischen Zusammenschlüsse und deren Dienst-
stellen wirksam zu machen.

ABSATZ 3.02 (a) Der Bürge und die Bank
haben eng zusammenzuarbeiten, um die Errei-
chung der Zwecke der Anleihe zu sichern. Zu
diesem Zweck hat jeder von ihnen dem anderen
alle Auskünfte zu geben, die er bezüglich des
allgemeinen Standes der Anleihe üblicherweise
verlangen kann. Diese Auskünfte des Bürgen
haben auch Nachweise über die finanziellen und
wirtschaftlichen Verhältnisse in seinen Gebieten
und über den Stand seiner Zahlungsbilanz zu
enthalten.

(b) Der Bürge und die Bank haben von Zeit
zu Zeit durch ihre Organe das Einvernehmen
über Angelegenheiten, welche die Zwecke der
Anleihe und die Aufrechterhaltung ihrer Be-
dienung betreffen, herzustellen. Der Bürge hat
die Bank unverzüglich über alle Umstände zu
unterrichten, die auf die Erreichung der Zwecke
der Anleihe oder auf die Aufrechterhaltung der
Bedienung derselben störend einwirken oder
störend einzuwirken drohen.

(c) Der Bürge hat beglaubigten Vertretern der
Bank jede Einschaumöglichkeit in Gebiete des
Bürgen, die üblicherweise verlangt werden kann,
zu gestatten.

ABSATZ 3.03. Das Kapital, die Zinsen und
sonstigen Spesen der Anleihe und der Schuld-
verschreibungen sowie die allfällige Prämie für
die Vorauszahlung der Anleihe oder die Til-
gung der Schuldverschreibungen sind ohne jeg-
lichen Abzug für und frei vor irgendwelchen
auf Grund der Gesetze des Bürgen oder auf
Grund von auf dessen Gebiet geltenden Gesetzen
auferlegten Steuern oder Gebühren zu bezahlen;
jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Bestimmun-
gen dieses Absatzes nicht auf die Besteuerung
oder Gebühren für Zahlungen auf Grund einer
Schuldverschreibung an einen anderen Inhaber
einer Schuldverschreibung als die Bank anzu-
wenden sind, wenn der Nutznießer dieser Schuld-
verschreibung eine im Gebiete des Bürgen wohn-
hafte natürliche oder juristische Person ist.

ABSATZ 3.04. Dieses Abkommen, das An-
leiheabkommen und die Schuldverschreibung,
sind von allen Steuern oder Gebühren zu be-
freien, die auf Grund der Gesetze des Bürgen
oder auf Grund von auf dessen Gebiet geltenden
Gesetzen auf die oder im Zusammenhang mit
der Ausstellung, Ausgabe, Lieferung oder Re-
gistrierung derselben auferlegt werden.
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ABSATZ 3.05. Die Bezahlung des Kapitals,
der Zinsen und sonstigen Spesen der Anleihe
und der Schuldverschreibungen sowie der allfäl-
ligen Prämie auf die Vorauszahlung der Anleihe
oder die Tilgung der Schuldverschreibungen sind
frei von allen auf Grund der Gesetze des Bürgen
oder auf Grund von auf dessen Gebiet geltenden
Gesetzen auferlegten Beschränkungen.

ARTIKEL IV

ABSATZ 4.01. Der Bürge hat, gemäß den Be-
stimmungen der Anleiherichtlinien, seine Ga-
rantie auf den von den Anleihenehmern aus-
zustellenden und zu liefernden Schuldverschrei-
bungen zu indossieren. Der Finanzminister des
Bürgen und die von ihm schriftlich zu bezeich-
nende Person oder Personen sind als die befug-
ten Vertreter des Bürgen für die Zwecke des
Absatzes 6.12 (b) der Anleiherichtlinien be-
stimmt.

ARTIKEL V

ABSATZ 5.01. Für die Zwecke des Ab-
satzes 8.01 der Anleiherichtlinien werden die
nachfolgenden Adressen namentlich angegeben:

Für den Bürgen:
Der Bundesminister für Finanzen,
Wien I,
Himmelpfortgasse,

Österreich,

für die Bank:
International Bank for Reconstruction and

Development,
1818 H Street, N.W.,
Washington 25, D. C.,
United States of America.

ABSATZ 5.02. Für die Zwecke des Ab-
satzes 8.03 der Anleiherichtlinien wird der Bun-
desminister für Finanzen des Bürgen bestimmt.

URKUNDLICH DESSEN haben die Vertrags-
partner durch ihre hiezu vorschriftsmäßig be-
fugten Vertreter die Zeichnung und Hinter-
legung dieses Garantieabkommens im Distrikt
Columbia, Vereinigte Staaten von Amerika, an
dem eingangs verzeichneten Tag und Jahr ver-
anlaßt.

Namens der REPUBLIK ÖSTERREICH:
Gruber

Bevollmächtigter Vertreter

Namens der
INTERNATIONALEN BANK FÜR WIEDER-

AUFBAU UND WIRTSCHAFTS-
FÖRDERUNG :

W. A. B. Iliff
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(Übersetzung)

Garantieabkommen (Voitsberg-St. Andrä-
Projekt) zwischen der Republik Österreich
und der Internationalen Bank für Wieder-

aufbau und Wirtschaftsförderung.

ABKOMMEN vom 21. September 1956, zwi-
schen der REPUBLIK ÖSTERREICH (im nach-
folgenden der „Bürge" genannt) und der INTER-
NATIONALEN BANK FÜR WIEDERAUF-
BAU UND WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG
(im nachfolgenden die „Bank" genannt).

Da durch ein Abkommen vom gleichen Datum
zwischen der Bank und der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) und der Österreichischen Drau-
kraftwerke Aktiengesellschaft (im nachfolgenden
die „Anleihenehmer" genannt), welches Abkom-
men mit den darin bezogenen Anlagen im nach-
folgenden das „Anleiheabkommen" genannt
wird, die Bank sich einverstanden erklärt hat,
den Anleihenehmern eine Anleihe in verschiedenen
Währungen im Gesamtkapitalsbetrag von zehn
Millionen Dollar ($ 10,000.000) zu den im An-
leiheabkommen festgesetzten Bedingungen zu
gewähren, jedoch nur unter der Bedingung, daß
der Bürge einverstanden ist, die Zahlung von
Kapital, Zinsen und sonstigen Spesen dieser An-
leihe und die diesbezüglichen Verpflichtungen
der Anleihenehmer zu garantieren; und

da der Bürge anläßlich des Abschlusses des
Anleiheabkommens zwischen der Bank und den
Anleihenehmern sich einverstanden erklärt hat,
die Zahlung vom Kapital, Zinsen und sonstigen
Spesen dieser Anleihe und die diesbezüglichen
Verpflichtungen der Anleihenehmer zu garan-
tieren;

sind die Vertragspartner nunmehr wie folgt
übereingekommen :

ARTIKEL I

ABSATZ 1.01. Die Vertragspartner dieses Ga-
rantieabkommens nehmen alle Bestimmungen der
Anleiherichtlinien Nr. 4 der Bank vom 15. Feber
1955 an, vorbehaltlich jedoch der in Anlage 3
zum Anleiheabkommen festgelegten Abänderun-
gen (die so abgeänderten Anleiherichtlinien Nr. 4
sind im nachfolgenden als „Anleiherichtlinien"
bezeichnet), mit der gleichen Kraft und Wirkung,
wie wenn sie zur Gänze hier festgelegt wären.

ARTIKEL II

ABSATZ 2.01. Ohne Begrenzung oder Be-
schränkung irgendeiner der übrigen in diesem
Abkommen enthaltenen, ihm obliegenden Ver-
tragspflichten garantiert hiemit der Bürge bedin-
gungslos, als Bürge und Zahler, die pünktliche
Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und der üb-
rigen Spesen der Anleihe, des Kapitals und der
Zinsen auf die Schuldverschreibungen, der all-
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fälligen Prämie für die Vorausbezahlung der An-
leihe oder die Tilgung der Schuldverschreibungen
und die pünktliche Erfüllung aller Vertrags-
pflichten und Vereinbarungen der Anleiheneh-
mer, wie sie im Anleiheabkommen festgelegt
sind.

ARTIKEL III

ABSATZ 3.01. Es wurde zwischen Bürge und
Bank Einvernehmen hergestellt, daß keine Aus-
landsschuld gegenüber dieser Anleihe irgendeinen
Vorrang durch eine in Zukunft eingeräumte
Sicherstellung auf Regierungsbesitz genießen soll.
Zu diesem Zweck verpflichtet sich der Bürge
— außer es sei mit der Bank eine andere Ver-
einbarung geschaffen — bei Einräumung irgend-
einer Sicherstellung auf seinem Besitz für irgend-
eine Auslandsschuld diese Sicherstellung ipso facto
in gleicher Weise verhältnismäßig zugunsten der
Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und der son-
stigen Spesen dieser Anleihe und der Schuld-
verschreibungen dieser Anleihe einzuräumen und
bei Schaffung einer solchen Sicherstellung aus-
drücklich dementsprechend Vorsorge zu treffen.

Die vorstehenden Bestimmungen sind jedoch
nicht anzuwenden: (i) auf irgendeine Sicherstel-
lung, die auf eine Liegenschaft zur Zeit ihres
Ankaufes, lediglich als Sicherheit für die Bezah-
lung des Kaufpreises dieser Liegenschaft, geschaf-
fen wird; (ii) auf irgendeine Sicherstellung auf
Handelsgüter, die für eine Schuld geschaffen
wurde, die nicht mehr als ein Jahr nach dem
Zeitpunkt, an dem sie begründet wurde, fällig
wird und die aus dem Erlös des Verkaufes dieser
Handelsgüter abzuzahlen ist; oder (iii) auf ir-
gendeine Sicherstellung, die im Zuge laufender
Banktransaktionen entstanden ist und eine Schuld
sichert, die nicht mehr als ein Jahr nach dem
Zeitpunkt, an dem sie gemacht wurde, fällig
wird.

Der Ausdruck „Besitz des Bürgen", wie in
diesem Absatz gebraucht, bedeutet Besitz des
Bürgen oder irgendeiner seiner Dienststellen und
Besitz der Oesterreichischen Nationalbank.

Der Bürge verpflichtet sich weiters, innerhalb
der Grenzen seiner verfassungsmäßigen Befug-
nisse, die vorstehende Verpflichtung bezüglich
Sicherstellung auf den Besitz irgendeiner seiner
politischen Zusammenschlüsse und deren Dienst-
stellen wirksam zu machen.

ABSATZ 3.02. (a) Der Bürge und die Bank
haben eng zusammenzuarbeiten, um die Errei-
chung der Zwecke der Anleihe zu sichern. Zu
diesem Zweck hat jeder von ihnen dem anderen
alle Auskünfte zu geben, die er bezüglich des
allgemeinen Standes der Anleihe üblicherweise
verlangen kann. Diese Auskünfte des Bürgen
haben auch Nachweise über die finanziellen und
wirtschaftlichen Verhältnisse in seinen Gebieten
und über den Stand seiner Zahlungsbilanz zu
enthalten.
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(b) Der Bürge und die Bank haben von Zeit
zu Zeit durch ihre Organe das Einvernehmen
über Angelegenheiten, welche die Zwecke der
Anleihe und die Aufrechterhaltung ihrer Be-
dienung betreffen, herzustellen. Der Bürge hat
die Bank unverzüglich über alle Umstände zu
unterrichten, die auf die Erreichung der Zwecke
der Anleihe oder auf die Aufrechterhaltung der
Bedienung derselben störend einwirken" oder
störend einzuwirken drohen.

(c) Der Bürge hat beglaubigten Vertretern der
Bank jede Einschaumöglichkeit in Gebiete des
Bürgen, die üblicherweise verlangt werden kann,
zu gestatten.

ABSATZ 3.03. Das Kapital, die Zinsen und
sonstigen Spesen der Anleihe und der Schuld-
verschreibungen sowie die allfällige Prämie für
die Vorauszahlung der Anleihe oder die Til-
gung der Schuldverschreibungen sind ohne jeg-
lichen Abzug für, und frei von irgendwelchen
auf Grund der Gesetze des Bürgen oder auf
Grund von auf dessen Gebiet geltenden Gesetzen
auferlegten Steuern oder Gebühren zu bezahlen;
jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Bestimmun-
gen dieses Absatzes nicht auf die Besteuerung
oder Gebühren für Zahlungen auf Grund einer
Schuldverschreibung an einen anderen Inhaber
einer Schuldverschreibung als die Bank anzu-
wenden sind, wenn der Nutznießer dieser Schuld-
verschreibung eine im Gebiete des Bürgen wohn-
hafte natürliche oder juristische Person ist.

ABSATZ 3.04. Dieses Abkommen, das An-
leiheabkommen und die Schuldverschreibung,
sind von allen Steuern oder Gebühren zu be-
freien, die auf Grund der Gesetze des Bürgen
oder auf Grund von auf dessen Gebiet geltenden
Gesetzen auf die oder im Zusammenhang mit
der Ausstellung, Ausgabe, Lieferung oder Re-
gistrierung derselben auferlegt werden.

ABSATZ 3.05. Die Bezahlung des Kapitals,
der Zinsen und sonstigen Spesen der Anleihe und
der Schuldverschreibungen sowie der allfälligen
Prämie auf die Vorauszahlung der Anleihe
oder die Tilgung der Schuldverschreibungen sind
frei von allen auf Grund der Gesetze des Bürgen
oder auf Grund von auf dessen Gebiet geltenden
Gesetzen auferlegten Beschränkungen.

ARTIKEL IV

ABSATZ 4.01. Der Bürge hat, gemäß den Be-
stimmungen der Anleiherichtlinien, seine Ga-
rantie auf den von den Ahleihenehmern aus-
zustellenden und zu liefernden Schuldverschrei-
bungen zu indossieren. Der Finanzminister des
Bürgen und die von ihm schriftlich zu bezeich-
nende Person oder Personen sind als die befug-
ten Vertreter des Bürgen für die Zwecke des
Absatzes 6.12 (b) der Anleiherichtlinien be-
stimmt.
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ARTIKEL V

ABSATZ 5.01. Für die Zwecke des Ab-
satzes 8.01 der Anleiherichtlinien werden die
nachfolgenden Adressen namentlich angegeben:

Für den Bürgen:
Der Bundesminister für Finanzen
Wien I,
Himmelpfortgasse,
Österreich,

für die Bank:
International Bank for Reconstruction and

Development,
1818 H Street, N. W.,
Washington 25, D. C ,
United States of America.

ABSATZ 5.02. Für die Zwecke des Ab-
satzes 8.03 der Anleiherichtlinien wird der Bun-
desminister für Finanzen des Bürgen bestimmt.

URKUNDLICH DESSEN haben die Vertrags-
partner durch ihre hiezu vorschriftsmäßig be-
fugten Vertreter die Zeichnung und Hinter-
legung dieses Garantieabkommens im Distrikt
Columbia, Vereinigte Staaten von Amerika, an
dem eingangs verzeichneten Tag und Jahr ver-
anlaßt.

Namens der REPUBLIK ÖSTERREICH :

Gruber
Bevollmächtigter Vertreter

Namens der
INTERNATIONALEN BANK FÜR WIEDER-

AUFBAU UND WIRTSCHAFTS-
FÖRDERUNG :

W. A. B. Iliff

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
diese Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesen Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 3. Oktober 1956.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Die beiden Garantieabkommen sind am 3. Oktober 1956 in Kraft getreten.
Raab
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204.

Nachdem das von Österreich am 2. Dezember 1955 in Washington unterzeichnete Abkommen
über die Internationale Finanz-Corporation, welches also lautet:

(Übersetzung)

Abkommen über die Internationale
Finanz-Corporation

Die Regierungen, in deren Namen dieses Ab-
kommen unterzeichnet ist, kommen wie folgt
überein:

Einführungsartikel
Die Internationale Finanz-Corporation (im

folgenden Corporation genannt) wird nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen errichtet und
tätig:

ARTIKEL I
Aufgabe

Die Aufgabe der Corporation besteht in der
Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung
durch Förderung produktiver privater Unter-
nehmen in den Mitgliedsländern — insbesondere
in den weniger entwickelten Gebieten —. Hier-
durch wird gleichzeitig die Tätigkeit der Inter-
nationalen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung (im folgenden Bank genannt) ergänzt. Bei
der Durchführung dieser Aufgabe hat die Cor-
poration

(i) gemeinsam mit privaten Kapitalgebern bei
der Finanzierung der Errichtung, Moderni-
sierung und Erweiterung produktiver pri-
vater Unternehmen, die zur Leistung eines
Beitrages zu der Entwicklung in ihren Mit-
gliedsländern geeignet sind, durch Kapital-
anlagen ohne Rückzahlungsgarantie der
betreffenden Mitgliedsregierung in den
Fällen behilflich zu sein, in denen genügend
privates Kapital zu angemessenen Bedin-
gungen nicht erhältlich ist;

(ii) bestrebt zu sein, Gelegenheiten zur Kapi-
talanlage, in- und ausländisches privates
Kapital sowie erfahrene Geschäftsführung
zusammenzubringen und

(iii) bestrebt zu sein, Verhältnisse, die zur Her-
beiführung des Flusses von privatem in-
und ausländischem Kapital in produktive
Kapitalanlagen in den Mitgliedsländern
geeignet sind, anzuregen und bei ihrer
Schaffung mitzuhelfen.

Die Bestimmungen dieses Artikels sind für alle
Entscheidungen der Corporation maßgebend.

ARTIKEL II
Mitgliedschaft und Kapital

A b s c h n i t t 1

Mitgliedschaft
(a) Stammitglieder der Corporation sind die

im Verzeichnis A aufgeführten Mitglieder der
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Bank, die an oder bis zu dem in Artikel IX
Abschnitt 2 Absatz (c) festgesetzten Zeitpunkt
die Mitgliedschaft in der Corporation annehmen.

(b) Die Mitgliedschaft steht anderen Mit-
gliedern der Bank zu den von der Corporation
festgesetzten Zeitpunkten und Bedingungen
offen.

A b s c h n i t t 2

Grundkapital

(a) Das genehmigte Grundkapital der Cor-
poration beträgt 100 000 000 United States-
Dollar.

(b) Das genehmigte Grundkapital ist in 100 000
Anteile mit einem Nennwert von je 1000 United
States-Dollar aufgeteilt. Von den Stammit-
gliedern nicht von Anfang an gezeichnete Anteile
stehen für eine spätere Zeichnung gemäß Ab-
schnitt 3 Absatz (d) dieses Artikels zur Ver-
fügung.

(c) Der Betrag des Grundkapitals in der jeweils
genehmigten Höhe kann durch den Gouver-
neursrat wie folgt erhöht werden:

(i) Durch Mehrheit der abgegebenen Stimmen,
wenn die Erhöhung für die Ausgabe von
Anteilen am Kapital für die Erstzeichnung
von Mitgliedern, die keine Stammitglieder
sind, erforderlich wird, soweit die Summe
jeder gemäß diesem Unterabschnitt vor-
genommenen Erhöhung 10 000 Anteile
nicht übersteigt;

(ii) in jedem anderen Falle durch Dreiviertel-
Mehrheit der gesamten Stimmrechte.

(d) Bei einer Erhöhung gemäß Absatz (c) (ii)
ist jedem Mitglied angemessene Gelegenheit zu
geben, zu den von der Corporation festgesetzten
Bedingungen einen dem von ihm bereits gezeich-
neten Anteil am Kapital der Corporation ent-
sprechenden Teil des Betrages, um den das Kapi-
tal erhöht wird, zu zeichnen. Kein Mitglied ist
jedoch verpflichtet, einen Teil des erhöhten
Kapitals zu zeichnen.

(e) Soweit es sich nicht um Erstzeichnungen
oder um Zeichnungen gemäß Absatz (d) handelt,
bedarf die Ausgabe von Anteilen am Kapital
einer Dreiviertel-Mehrheit der gesamten Stimm-
rechte.

(f) Anteile am Kapital der Corporation können
nur von Mitgliedern gezeichnet und nur an solche
ausgegeben werden.

A b s c h n i t t 3

Zeichnungen

(a) Jedes Stammitglied zeichnet die Anzahl der
Anteile, die im Verzeichnis A neben seinem
Namen aufgeführt sind. Die Anzahl der von
anderen Mitgliedern zu zeichnenden Anteile am
Kapital wird von der Corporation festgesetzt.
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(b) Anteile am Kapital aus der Erstzeichnung
der Stammitglieder werden zum Nennwert aus-
gegeben.

(c) Die Erstzeichnung jedes Stammitgliedes ist
innerhalb von 30 Tagen voll einzuzahlen, nach-
dem die Corporation ihre Tätigkeit gemäß
Artikel IX Abschnitt 3 Absatz (b) aufnimmt,
oder zu dem Zeitpunkt, an dem das betreffende
Stammitglied die Mitgliedschaft erwirbt (je nach-
dem, welcher Zeitpunkt später liegt), oder zu
einem nachfolgenden von der Corporation fest-
zusetzenden Zeitpunkt. Die Zahlung ist in Gold
oder United States-Dollar auf Anforderung der
Corporation, die den Ort oder die Orte für die
Zahlung bestimmen wird, zu leisten.

(d) Die Corporation setzt den Preis und andere
Zeichnungsbedingungen für die außerhalb der
Erstzeichnungen durch Stammitglieder gezeich-
neten Kapitalanteile fest.

A b s c h n i t t 4

Beschränkung der Haftung

Kein Mitglied haftet auf Grund seiner Mit-
gliedschaft für die Verbindlichkeiten der Cor-
poration.

A b s c h n i t t 5

Beschränkung der Übertragung und der
Verpfändung von Anteilen

Anteile am Kapital können weder verpfändet
noch sonstwie belastet und nur an die Cor-
poration übertragen werden.

ARTIKEL III

Geschäftstätigkeit

A b s c h n i t t 1

Finanzierungstätigkeit
Die Corporation kann ihre Mittel in produk-

tiven privaten Unternehmen im Gebiet ihrer
Mitglieder investieren. Eine Beteiligung einer
Regierung oder einer anderen öffentlichen Stelle
an dem Unternehmen schließt nicht notwendiger-
weise aus, daß die Corporation in dem Unter-
nehmen Kapital anlegt.

A b s c h n i t t 2

Arten der Finanzierung

(a) Die Finanzierungen der Corporation dür-
fen nicht in Form des Erwerbs von Anteilen am
Eigenkapital erfolgen. Vorbehaltlich des vorher
Gesagten kann die Corporation Kapitalanlagen
in der Form, die sie nach Lage des Falles für
geeignet hält, vornehmen, einschließlich (jedoch
nicht beschränkt auf) Kapitalanlagen, die den
Kapitalgeber zur Teilnahme an den Gewinnen
berechtigen und ihm das Recht zur Zeichnung
von Eigenkapital oder zur Umwandlung der
Kapitalanlagen in Eigenkapital zugestehen.
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(b) Die Corporation selbst darf ein Recht zur
Zeichnung von Eigenkapital oder zur Umwand-
lung ihrer Kapitalanlage in Eigenkapital nicht
ausüben.

A b s c h n i t t 3
Grundsätze für die Geschäftstätigkeit

Die Geschäftstätigkeit der Corporation ist
gemäß den folgenden Grundsätzen durchzu-
führen:

(i) Die Corporation unterläßt Finanzierungen,
für die nach ihrer Ansicht genügend pri-
vates Kapital zu angemessenen Bedingungen
erhältlich ist;

(ii) die Corporation darf ein Unternehmen im
Gebiet ihrer Mitglieder nicht finanzieren,
wenn das Mitglied gegen diese Finanzie-
rung Einspruch erhebt;

(iii) die Corporation darf nicht Bedingungen
auferlegen, wonach der Anleihegegenwert
im Gebiet eines bestimmten Landes aus-
gegeben werden muß;

(iv) die Corporation darf für die Leitung von
Unternehmen, in denen sie Kapital angelegt
hat, keine Verantwortung übernehmen;

(v) die Corporation hat ihre Finanzierungen
zu den von ihr als richtig erachteten Bedin-
gungen durchzuführen. Sie wird dabei die
Erfordernisse des Unternehmens, die von
der Corporation übernommenen Risken
und die üblicherweise privaten Kapital-
gebern bei ähnlichen Finanzierungen ge-
währten Bedingungen in Betracht ziehen;

(vi) die Corporation hat bestrebt zu sein, ihre
Mittel dadurch auf revolvierender Basis
einzusetzen, daß sie ihre Kapitalanlagen zu
befriedigenden Bedingungen an private Ka-
pitalgeber verkauft, wenn sich ent-
sprechende Möglichkeiten hierzu ergeben;

(vii) die Corporation hat bestrebt zu sein, eine
angemessene Streuung ihrer Kapitalanlagen
zu erzielen.

A b s c h n i t t 4
Schutz der Interessen

Keine Bestimmung dieses Abkommens soll die
Corporation daran hindern, im Falle eines be-
reits eingetretenen oder drohenden Verzuges bei
irgendeiner ihrer Kapitalanlagen, einer bereits
eingetretenen oder drohenden Zahlungsunfähig-
keit eines Unternehmens, in dem sie Kapital an-
gelegt hat, oder in anderen Fällen, in denen nach
Ansicht der Corporation ihre Kapitalanlage ge-
fährdet ist, die Maßnahmen zu ergreifen oder
die Rechte auszuüben, die sie zum Schutze ihrer
Interessen für notwendig erachtet.

A b s c h n i t t 5
Anwendbarkeit gewisser Devisenrestriktionen

Mittel, welche die Corporation im Zusammen-
hang mit einer von ihr gemäß Abschnitt 1 dieses
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Artikels im Gebiet eines Mitgliedes vorgenom-
menen Kapitalanlage erhalten oder zu fordern
hat, sind nicht schon auf Grund einer Bestim-
mung dieses Abkommens von den im allgemeinen
im Gebiet dieses Mitgliedes in Kraft befindlichen
Devisenbeschränkungen, -Vorschriften und -kon-
trollen befreit.

A b s c h n i t t 6

Verschiedene Geschäfte

Zusätzlich zu der an anderer Stelle in diesem
Abkommen näher bezeichneten Tätigkeit ist die
Corporation ermächtigt,

(i) Darlehen aufzunehmen und im Zusammen-
hang damit nach ihrem Ermessen ein
Pfandrecht oder eine andere Sicherheit zu
bestellen. Die Corporation hat jedoch vor
der Durchführung eines öffentlichen Ver-
kaufs ihrer Schuldtitel auf dem Markt eines
Mitgliedes die Genehmigung dieses Mit-
gliedes sowie die des Mitgliedes, in dessen
Währung die Schuldtitel ausgestellt sind,
einzuholen;

(ii) die für ihre Finanzierungstätigkeit nicht
benötigten Mittel in Schuldtiteln nach
ihrem Ermessen und die für Zwecke der
Altersversorgung oder ähnliche Zwecke
verwahrte Mittel in marktfähigen Wert-
papieren anzulegen, ohne Beschränkungen
durch andere Abschnitte dieses Artikels
unterworfen zu sein;

(iii) Wertpapiere, in denen sie Kapital angelegt
hat, zur Erleichterung ihres Verkaufs zu
garantieren;

(iv) Wertpapiere, die sie ausgegeben oder ga-
rantiert oder in denen sie Kapital angelegt
hat, zu kaufen und zu verkaufen;

(v) solche anderen Befugnisse im Zusammen-
hang mit ihrer Geschäftstätigkeit auszu-
üben, die zur Förderung ihrer Aufgaben
notwendig oder wünschenswert sind.

A b s c h n i t t 7

Bewertung von Währungen

Erweist sich nach diesem Abkommen die. Be-
wertung einer Währung in einer anderen als er-
forderlich, so ist ein von der Corporation nach
Fühlungnahme mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds angemessen festgesetzter Kurs zu-
grunde zu legen.

A b s c h n i t t 8

Auf den Wertpapieren anzubringender Vermerk

Auf der Vorderseite eines jeden von der Cor-
poration ausgegebenen oder garantierten Wert-
papieres ist ein leicht erkennbarer Vermerk, daß
es sich hierbei nicht um eine Schuldverschreibung
der Bank oder — sofern es nicht ausdrücklich auf
dem Wertpapier vermerkt ist — einer Regie-
rung handelt, anzubringen.
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A b s c h n i t t 9

Verbot politischer Tätigkeit

Die Corporation und ihre leitenden Ange-
stellten dürfen sich nicht in die politischen An-
gelegenheiten eines Mitgliedes einmischen, noch
dürfen sie sich in ihren Entscheidungen durch die
politische Haltung des oder der betreffenden
Mitglieder beeinflussen lassen. Für ihre Entschei-
dungen haben nur wirtschaftliche Überlegungen
maßgebend zu sein. Diese Überlegungen sind
unparteiisch vorzunehmen, um die Erreichung
der Aufgaben dieses Abkommens zu gewähr-
leisten.

ARTIKEL IV
Organisation und Geschäftsführung

A b s c h n i t t 1

Aufbau der Corporation
Die Corporation besitzt einen Gouverneurs-

rat (Board of Governors), ein Direktorium (Board
of Directors), einen Vorsitzenden des Direkto-
riums, einen Präsidenten und leitende Angestellte
nebst sonstigem Personal zur Durchführung der
von der Corporation bestimmten Aufgaben.

A b s c h n i t t 2
Der Gouverneursrat

(a) Alle Befugnisse der Corporation liegen
beim Gouverneursrat.

(b) Jeder Gouverneur und Stellvertretende
Gouverneur der Bank, der von einem Mitglied
der Bank, das gleichfalls Mitglied der Corpora-
tion ist, ernannt wurde, ist von Amts wegen
Gouverneur oder Stellvertretender Gouverneur
der Corporation. Ein Stellvertretender Gouver-
neur ist zur Stimmabgabe nur bei Abwesenheit
seines Gouverneurs berechtigt. Der Gouverneurs-
rat wählt einen der Gouverneure zu seinem Vor-
sitzenden. Jeder Gouverneur oder Stellver-
tretende Gouverneur hat sein Amt nieder-
zulegen, wenn das Mitglied, von dem er ernannt
worden ist, aus der Corporation ausscheidet.

(c) Der Gouverneursrat kann dem Direkto-
rium die Ausübung aller seiner Vollmachten
übertragen mit Ausnahme der Vollmacht

(i) zur Aufnahme neuer Mitglieder und Fest-
legung der Bedingungen für ihre Auf-
nahme;

(ii) zur Erhöhung oder Herabsetzung des
Grundkapitals;

(iii) zur Suspendierung eines Mitgliedes;
(iv) zur Entscheidung über Berufungen gegen

Auslegungen dieses Abkommens durch das
Direktorium;

(v) zum Abschluß von Vereinbarungen über
die Zusammenarbeit mit anderen inter-
nationalen Organisationen (mit Ausnahme
informeller Vereinbarungen vorübergehen-
den oder verwaltungstechnischen Charak-
ters);
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(vi) zum Beschluß über die endgültige Einstel-
lung der Geschäftstätigkeit der Corporation
und über die Verteilung ihrer Vermögens-
werte;

(vii) zum Beschluß über die Ausschüttung von
Dividenden;

(viii) zur Abänderung dieses Abkommens.
(d) Der Gouverneursrat hält eine Jahresver-

sammlung sowie sonstige Versammlungen ab, die
von ihm vorgesehen oder vom Direktorium ein-
berufen werden.

(e) Die Jahresversammlung des Gouverneurs-
rates wird in Verbindung mit der Jahresver-
sammlung des Gouverneursrates der Bank ab-
gehalten.

(f) Der Gouverneursrat ist jeweils bei An-
wesenheit einer Mehrheit der Gouverneure, die
mindestens zwei Drittel der gesamten Stimm-
rechte vertreten, beschlußfähig.

(g) Die Corporation kann durch allgemeine
Anordnung ein Verfahren festlegen, nach
welchem das Direktorium ohne Einberufung
einer Versammlung des Gouverneursrates ein
Votum der Gouverneure über eine bestimmte
Frage erhalten kann.

(h) Der Gouverneursrat und das Direk-
torium — im Rahmen seiner Ermächtigung —
können die für die Führung der Geschäfte der
Corporation notwendigen oder angemessenen
Richtlinien und Anordnungen erlassen.

(i) Die Gouverneure und die Stellvertreten-
den Gouverneure erhalten als solche für ihre
Tätigkeit von der Corporation kein Entgelt.

A b s c h n i t t 3
Abstimmung

(a) Jedes Mitglied hat zweihundertfünfzig
Stimmrechte zuzüglich eines weiteren Stimm-
rechts für jeden seiner Anteile.

(b) Wenn nicht ausdrücklich etwas anderes be-
stimmt ist, wird über alle der Corporation vor-
liegenden Angelegenheiten mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen entschieden.

A b s c h n i t t 4
Das Direktorium

(a) Das Direktorium ist für die Führung der
laufenden Geschäfte der Corporation verant-
wortlich und übt zu diesem Zweck alle ihm durch
dieses Abkommen zuerkannten oder ihm vom
Gouverneursrat übertragenen Vollmachten aus.

(b) Das Direktorium der Corporation setzt
sich von Amts wegen aus denjenigen Direktoren
der Bank zusammen, die entweder

(i) von einem Mitglied der Bank, das gleich-
falls Mitglied der Corporation ist, er-
nannt worden sind, oder

(ii) in einer Wahl gewählt worden sind, zu der
die Stimmen mindestens eines Mitglieds
der Bank, das zugleich Mitglied der Cor-
poration ist, beigetragen haben.
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Der Stellvertreter jedes derartigen Direktors der
Bank ist von Amts wegen Stellvertretender
Direktor der Corporation. Ein Direktor scheidet
aus seinem Amt aus, wenn das Mitglied, von dem
er ernannt worden ist, oder wenn alle Mitglieder,
mit deren Stimmen er gewählt worden ist, als
Mitglieder der Corporation ausscheiden.

(c) Jeder Direktor, der ein ernannter Direk-
tor der Bank ist, hat das Recht zur Abgabe der
Anzahl von Stimmen, zu deren Abgabe das Mit-
glied, das ihn ernannt hat, in der Corporation
berechtigt ist. Jeder Direktor, der ein gewählter
Direktor der Bank ist, hat das Recht zur Abgabe
der Anzahl von Stimmen, zu deren Abgabe das
Mitglied oder die Mitglieder der Corporation,
mit dessen oder deren Stimmen er in die Bank
gewählt worden ist, in der Corporation berech-
tigt ist oder sind. Alle Stimmen, zu deren Ab-
gabe ein Direktor berechtigt ist, sind einheitlich
abzugeben.

(d) Ein Stellvertretender Direktor ist bei Ab-
wesenheit des Direktors, der ihn ernannt hat,
befugt, für ihn zu handeln. Bei der Anwesenheit
eines Direktors kann sein Stellvertreter an
Sitzungen teilnehmen, hat aber kein Stimmrecht.

(e) Das Direktorium ist beschlußfähig bei An-
wesenheit einer Mehrheit der Direktoren, die
mindestens die Hälfte der gesamten Stimmrechte
vertreten.

(f) Das Direktorium tritt zusammen, so oft es
die Geschäfte der Corporation erfordern.

(g) Der Gouverneursrat erläßt die Bestimmun-
gen, nach denen ein Mitglied der Corporation,
das nicht zur Ernennung eines Direktors in der
Bank berechtigt ist, einen Vertreter zur Teil-
nahme an den Sitzungen des Direktoriums der
Corporation entsenden kann, sofern ein Antrag
dieses Mitgliedes vorliegt oder eine Angelegen-
heit, von der es besonders betroffen wird, zur
Erörterung steht.

A b s c h n i t t 5
Vorsitzender, Präsident und Personal

(a) Der Präsident der Bank ist von Amts wegen
Vorsitzender des Direktoriums der Corporation.
Abgesehen von einer entscheidenden Stimme im
Falle von Stimmengleichheit hat er jedoch kein
Stimmrecht. Er kann an den Sitzungen des Gou-
verneursrates teilnehmen, ohne jedoch bei
diesen Sitzungen ein Stimmrecht zu haben.

(b) Der Präsident der Corporation wird vom
Direktorium auf Empfehlung seines Vorsitzen-
den ernannt. Der Präsident ist Vorgesetzter der
Bediensteten der Corporation. Gemäß den
Weisungen des Direktoriums und unter der all-
gemeinen Aufsicht des Vorsitzenden führt der
Präsident die laufenden Geschäfte der Corpora-
tion. Unter ihrer allgemeinen Aufsicht ist er für
die Organisation sowie für die Anstellung und
Entlassung der leitenden Angestellten und des
sonstigen Personals verantwortlich. Der Präsi-
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dent kann an den Sitzungen des Direktoriums
teilnehmen, hat aber kein Stimmrecht. Der Prä-
sident scheidet auf Beschluß des Direktoriums,
der im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden zu
ergehen hat, aus seinem Amte aus.

(c) Der Präsident sowie die leitenden Ange-
stellten und das sonstige Personal der Cor-
poration sind bei der Ausübung ihrer Dienst-
geschäfte nur der Corporation und keiner
anderen Stelle verantwortlich. Jedes Mitglied
der Corporation hat den internationalen
Charakter dieser Obliegenheiten zu beachten und
sich jeden Versuchs zu enthalten, das Personal bei
der Ausübung seiner Dienstgeschäfte zu beein-
flussen.

(d) Vorbehaltlich der überragenden Bedeutung
eines Höchstmaßes an Leistungsfähigkeit und
fachlichem Können ist bei der Ernennung der
leitenden Angestellten und des sonstigen Per-
sonals gebührend darauf zu achten, daß die Per-
sonalauswahl auf möglichst breiter geographischer
Grundlage erfolgt.

A b s c h n i t t 6
Beziehungen zur Bank

(a) Die Corporation ist ein besonderes von der
Bank getrenntes Institut. Die Mittel der Cor-
poration sind gesondert und getrennt von denen
der Bank zu halten. Die Corporation darf der
Bank weder Kredite gewähren noch bei ihr
solche aufnehmen. Die Bestimmungen dieses
Abschnittes schließen Abmachungen der Cor-
poration mit der Bank über Einrichtungen, Per-
sonal und Dienstleistungen sowie Absprachen
über die Erstattung von Verwaltungskosten, die
von einer der beiden Organisationen im
Interesse der anderen verauslagt worden sind,
nicht aus.

(b) Keine Bestimmung dieses Abkommens
macht die Corporation für Handlungen oder
Verbindlichkeiten der Bank haftbar; ebensowenig
ist die Bank für Handlungen oder Verbindlich-
keiten der Corporation haftbar.

A b s c h n i t t 7
Beziehungen zu anderen internationalen

Organisationen
Die Corporation wird, durch Vermittlung der

Bank, formelle Regelungen mit den Vereinten
Nationen treffen. Sie kann auch mit anderen
öffentlichen internationalen Organisationen, die
auf verwandten Gebieten zuständig sind, der-
artige Vereinbarungen treffen.

A b s c h n i t t 8
Sitz der Geschäftsstellen

Die Hauptgeschäftsstelle der Corporation hat
am gleichen Ort zu sein wie die der Bank. Die
Corporation kann im Gebiet eines jeden Mit-
gliedes Geschäftsstellen errichten.
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A b s c h n i t t 9
Hinterlegungsstellen

Jedes Mitglied bestimmt seine Zentralbank als
eine Hinterlegungsstelle für etwaige Guthaben
der Corporation in seiner Währung oder für
andere Vermögenswerte der Corporation; wenn
es keine Zentralbank hat, so bestimmt es hierfür
ein anderes der Corporation genehmes Institut.

A b s c h n i t t 10
Verbindungsstelle

Jedes Mitglied bezeichnet eine geeignete Stelle,
mit der sich die Corporation in jeder sich aus
diesem Abkommen ergebenden Angelegenheit in
Verbindung setzen kann.

A b s c h n i t t 11
Veröffentlichung von Berichten

und Zurverfügungstellung von Informationen
(a) Die Corporation veröffentlicht einen

Jahresbericht mit einer geprüften Jahresrechnung
und übermittelt den Mitgliedern in angemessenen
Zeitabständen einen zusammengefaßten Ausweis
ihrer finanziellen Lage sowie eine Gewinn- und
Verlustrechnung, aus der die Ergebnisse ihrer
Geschäftstätigkeit ersichtlich sind.

(b) Die Corporation kann auch andere Berichte
veröffentlichen, soweit es zur Durchführung ihrer
Aufgaben wünschenswert erscheint.

(c) Vervielfältigungen aller gemäß diesem Ab-
schnitt angefertigten Berichte, Aufstellungen und
Veröffentlichungen werden an die Mitglieder
verteilt.

A b s c h n i t t 12
Dividenden

(a) Der Gouverneursrat bestimmt von Zeit zu
Zeit, welcher Teil des Nettoeinkommens und des
Überschusses der Corporation, nach Bildung
angemessener Rücklagen, als Dividenden ausge-
schüttet wird.

(b) Dividenden werden pro rata im Verhältnis
zu dem Anteil des Mitgliedes am Grundkapital
ausgeschüttet.

(c) Die Corporation bestimmt, in welcher
Weise und in welcher oder welchen Währungen
die Dividenden ausgeschüttet werden.

ARTIKEL V
Austritt und Suspendierung der Mitglied-

schaft; Einstellung der Geschäftstätigkeit
A b s c h n i t t 1

Ausscheiden von Mitgliedern
Ein Mitglied kann jederzeit durch Übermitt-

lung einer schriftlichen Anzeige an die Haupt-
geschäftsstelle der Corporation aus der Cor-
poration ausscheiden. Der Austritt wird mit
dem Zeitpunkt des Eingangs dieser Anzeige
wirksam.
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A b s c h n i t t 2
Suspendierung der Mitgliedschaft

(a) Wenn ein Mitglied eine seiner Verpflich-
tungen gegenüber der Corporation nicht erfüllt,
so kann diese es durch Beschluß einer Mehrheit
der Gouverneure, die eine Mehrheit der gesam-
ten Stimmrechte vertreten, von der Mitglied-
schaft suspendieren. Das auf diese Art suspen-
dierte Mitglied verliert seine Mitgliedschaft auto-
matisch ein Jahr nach dem Zeitpunkt seiner
Suspendierung, soweit nicht mit demselben Mehr-
heitsverhältnis beschlossen wird, es wieder in
seine Mitgliedschaft einzusetzen.

(b) Während der Suspendierung ist das Mit-
glied nicht berechtigt, irgendeines der Rechte aus
diesem Abkommen, mit Ausnahme des Austritts-
rechts, auszuüben; es bleibt jedoch allen ihm
daraus obliegenden Verpflichtungen unterworfen.

A b s c h n i t t 3
Suspendierung oder Erlöschen der Mitgliedschaft

bei der Bank

Wird ein Mitglied von der Mitgliedschaft bei
der Bank suspendiert, oder erlischt seine Mit-
gliedschaft bei der Bank, so erfolgt, je nach
Lage des Falles, zwangsläufig die Suspendierung
seiner Mitgliedschaft bei der Corporation oder
sein Ausschluß aus der Corporation.

A b s c h n i t t 4
Rechte und Pflichten der Regierungen,

deren Mitgliedschaft erlischt

(a) Erlischt die Mitgliedschaft einer Regierung,
so bleibt sie für alle ihre Verbindlichkeiten
gegenüber der Corporation haftbar. Die Cor-
poration trifft Maßnahmen für den Rückkauf
von Anteilen einer solchen Regierung am Grund-
kapital als Teil der gegenseitigen Abrechnung
gemäß den Bestimmungen dieses Abschnittes.
Jedoch hat die Regierung auf Grund dieses Ab-
kommens keine anderen als die in diesem Ab-
schnitt und in Artikel VIII Absatz (c) vorge-
sehenen Rechte.

(b) Ungeachtet der Bestimmungen des Absatzes
(c) können die Corporation und die Regierung
den Rückkauf der Anteile der Regierung am
Grundkapital zu Bedingungen vereinbaren, die
auf Grund der obwaltenden Umstände angemes-
sen erscheinen. Diese Vereinbarung kann unter
anderem eine endgültige Abrechnung aller Ver-
pflichtungen der Regierung gegenüber der Cor-
poration vorsehen.

(c) Ist diese Vereinbarung innerhalb eines Zeit-
raumes von sechs Monaten nach dem Erlöschen
der Mitgliedschaft der Regierung oder innerhalb
einer anderen zwischen der Corporation und die-
ser Regierung vereinbarten Frist nicht zustande
gekommen, so gilt als Rückkaufspreis der Anteile
der Regierung am Grundkapital der Wert, den
die Bücher der Corporation am Tage des Er-
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löschens der Mitgliedschaft der Regierung aus-
weisen. Der Rückkauf der Anteile am Grund-
kapital unterliegt den nachstehenden Bedingun-
gen:

(i) Die Zahlungen für die Anteile können Zug
um Zug nach ihrer Übertragung durch die
Regierung erfolgen, und zwar in Raten und
zu den Zeitpunkten sowie in der verfüg-
baren Währung oder Währungen, wie sie
von der Corporation angemessen festgesetzt
werden. Hierbei wird die Corporation ihre
finanzielle Lage in Betracht ziehen;

(ii) ein der Regierung für ihre Anteile am
Grundkapital geschuldeter Betrag wird so-
lange zurückbehalten, als die Regierung
oder eine ihrer amtlichen Stellen der Cor-
poration gegenüber für die Zahlung eines
Betrages haften. Ein solcher Betrag kann
nach Wahl der Corporation bei Fälligkeit
gegen den Betrag verrechnet werden, der
von der Corporation zu zahlen ist;

(iii) wenn die Corporation bei Kapitalanlagen,
die gemäß Artikel III Abschnitt 1 vorge-
nommen worden sind und sich am Tage des
Erlöschens der Mitgliedschaft der Regierung
im Besitze der Corporation befinden, einen
Verlust erleidet, und übersteigt dieser Ver-
lust den Betrag der in diesem Zeitpunkt da-
für vorgesehenen Rückstellungen, so ist die
Regierung verpflichtet, auf Verlangen den
Betrag zurückzuzahlen, um welchen sich der
Rückkaufspreis ihrer Anteile vermindert
hätte, wenn dieser Verlust im Zeitpunkte
der Festsetzung des Rückkaufspreises in Be-
tracht gezogen worden wäre.

(d) Der einer Regierung nach diesem Abschnitt
für ihre Anteile am Grundkapital zu zahlende
Betrag wird in keinem Falle vor Ablauf von sechs
Monaten nach dem Zeitpunkt des Erlöschens der
Mitgliedschaft der Regierung gezahlt. Stellt die
Corporation innerhalb von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt des Erlöschens der Mitgliedschaft
einer Regierung ihre Geschäftstätigkeit auf Grund
des Abschnittes 5 dieses Artikels ein, so ergeben
sich alle Rechte dieser Regierung aus den Bestim-
mungen des Abschnittes 5, und sie wird noch
weiterhin als Mitglied der Corporation für die
Zwecke des Abschnittes 5 angesehen, jedoch hat
sie kein Stimmrecht.

A b s c h n i t t 5

Einstellung der Geschäftstätigkeit
und Regelung der Verbindlichkeiten

(a) Die Corporation kann ihre Geschäftstätig-
keit auf Beschluß einer Mehrheit der Gouver-
neure, die die Mehrheit der gesamten Stimm-
rechte vertreten, endgültig einstellen. In einem
solchen Falle stellt die Corporation unverzüglich
ihre gesamte Geschäftstätigkeit ein, außer der-
jenigen, die sich auf die ordnungsmäßige Ver-
wertung, Sicherstellung und Erhaltung ihrer Ver-



56. Stück — Ausgegeben am 16. November 1956 — Nr. 204 1555

mögenswerte und die Regelung ihrer Verbindlich-
keiten bezieht. Bis zur endgültigen Regelung die-
ser Verbindlichkeiten und Verteilung dieser Ver-
mögenswerte bleibt die Corporation bestehen,
und die gegenseitigen Rechte und Pflichten der
Corporation und ihrer Mitglieder, die sich aus
diesem Abkommen ergeben, bleiben unberührt;
es kann jedoch kein Mitglied suspendiert werden
oder ausscheiden, und eine Verteilung an die
Mitglieder kann nur auf Grund der Bestim-
mungen dieses Abschnittes erfolgen.

(b) An die Mitglieder wird eine Verteilung
auf Grund ihrer Zeichnungen auf das Grund-
kapital der Corporation erst dann vorgenommen,
wenn alle Verbindlichkeiten gegenüber den
Gläubigern erfüllt oder für sie Vorsorge ge-
troffen ist, und der Gouverneursrat mit der
Mehrheit seiner Mitglieder, die die Mehrheit der
gesamten Stimmrechte vertreten, die Vornahme
dieser Verteilung beschlossen hat.

(c) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestim-
mungen wird die Corporation eine Verteilung
ihrer Vermögenswerte an die Mitglieder pro rata
im Verhältnis zu ihrem Kapitalanteil vor-
nehmen. Dabei wird jedoch vorausgesetzt, daß
alle etwa ausstehenden Forderungen der Cor-
poration gegenüber den betreffenden Mitgliedern
zuvor geregelt sind. Diese Verteilung wird zu
den Zeitpunkten, in den Währungen, in bar oder
anderen Vermögenswerten vorgenommen, wie
es der Corporation recht und billig erscheint. Die
an die einzelnen Mitglieder zur Verteilung
gelangenden Anteile brauchen in bezug auf die
Art der zur Verteilung gelangenden Vermögens-
werte oder die Währungen, in denen sie ausge-
drückt sind, nicht notwendigerweise gleichartig,
zu sein.

(d) Jedes Mitglied, das von der Corporation
auf Grund dieses Abschnittes verteilte Ver-
mögenswerte erhält, genießt hinsichtlich solcher
Vermögenswerte dieselben Rechte, wie sie die
Corporation vor deren Verteilung gehabt hat.

ARTIKEL VI

Rechtsstellung, Immunitätsrechte und
Privilegien

A b s c h n i t t 1

Zwecke des Artikels

Um der Corporation die Erfüllung der ihr
übertragenen Aufgaben zu ermöglichen, sind ihr
im Gebiet eines jeden Mitgliedes die Rechts-
stellung, die Immunitätsrechte und die Privi-
legien, wie sie in diesem Artikel näher bezeich-
net sind, einzuräumen.

A b s c h n i t t 2

Rechtsstellung der Corporation

Die Corporation besitzt volle Rechtspersön-
lichkeit und insbesondere die Fähigkeit
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(i) Verträge abzuschließen;
(ii) unbewegliches und bewegliches Eigentum

zu erwerben und darüber zu verfügen;
(iii) Prozesse zu führen.

A b s c h n i t t 3

Stellung der Corporation
in bezug auf gerichtliche Verfahren

Klagen gegen die Corporation können nur
vor einem zuständigen Gericht im Gebiet eines
Mitgliedes erhoben werden, in dem die Cor-
poration eine Geschäftsstelle hat, einen Vertreter
für die Entgegennahme gerichtlicher Urkunden
ernannt oder Wertpapiere ausgegeben oder
garantiert hat. Es dürfen jedoch keine Klagen
von Mitgliedern oder von Personen erhoben
werden, die Mitglieder vertreten oder Forde-
rungen von Mitgliedern ableiten. Das Eigentum
und die Vermögenswerte der Corporation sind,
gleichgültig wo und in wessen Händen sie sich
befinden, jeglicher Form von Beschlagnahme,
Pfändung oder Zwangsvollstreckung entzogen,
solange nicht ein rechtskräftiges Urteil gegen die
Corporation ergangen ist.

A b s c h n i t t 4

Unverletzlichkeit des Vermögens gegen
Beschlagnahme

Das Eigentum und die Vermögenswerte der
Corporation sind, gleichgültig wo und in wessen
Händen sie sich befinden, vor Durchsuchung,
Requisition, Konfiskation, Enteignung oder jeder
anderen Form von Beschlagnahme auf dem Ver-
waltungs- oder Gesetzgebungswege entzogen.

A b s c h n i t t 5

Unverletzlichkeit der Archive

Die Archive der Corporation sind unverletz-
lich.

A b s c h n i t t 6

Befreiung des Vermögens von Beschränkungen

Soweit es die Durchführung der in diesem
Abkommen vorgesehenen Geschäftstätigkeit er-
fordert und vorbehaltlich der Bestimmungen des
Artikels III Abschnitt 5 und der übrigen Be-
stimmungen dieses Abkommens, sind das ge-
samte Eigentum und alle Vermögenswerte der
Corporation von allen Beschränkungen, Vor-
schriften, Kontrollen und Moratorien jeder Art
befreit.

A b s c h n i t t 7

Nachrichtenprivileg

Jedes Mitglied hat den amtlichen Nachrichten-
verkehr der Corporation in derselben Weise zu
behandeln wie den amtlichen Nachrichtenver-
kehr anderer Mitglieder.
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A b s c h n i t t 8

Immunitätsrechte und Privilegien von leitenden
Angestellten und sonstigem Personal

Alle Gouverneure, Direktoren, Stellvertreter,
leitende Angestellte und sonstiges Personal der
Corporation

(i) genießen Immunität gegenüber gericht-
lichen Verfahren, die sich auf Handlungen
beziehen, die sie in ihrer offiziellen Stel-
lung vorgenommen haben;

(ii) genießen, falls sie nicht einheimische Staats-
angehörige sind, die gleiche Befreiung von
Einwanderungsbeschränkungen, von der
Registrierungspflicht für Ausländer und
von staatlichen Dienstverpflichtungen
(einschließlich Militärdienstverpflichtungen)
und die gleichen Erleichterungen bezüglich
Devisenbeschränkungen, wie sie die Mit-
glieder den Vertretern, Beamten und An-
gestellten vergleichbaren Ranges anderer
Mitglieder einräumen;

(iii) genießen bezüglich Reisemöglichkeiten die
gleiche Behandlung, wie sie die Mitglieder
den Vertretern, Beamten und Angestellten
vergleichbaren Ranges anderer Mitglieder
gewähren.

A b s c h n i t t 9

Befreiung von Besteuerung

(a) Die Corporation, ihre Vermögenswerte,
ihr Eigentum, ihr Einkommen und ihre durch
dieses Abkommen erlaubte Geschäftstätigkeit
und Transaktionen sind von jeder Besteuerung
und von allen Zollabgaben befreit. Die Corpo-
ration ist ferner von der Verpflichtung zur Ein-
ziehung oder Entrichtung von Steuern oder
Abgaben befreit.

(b) Auf oder im Hinblick auf Gehälter und
andere Bezüge, die von der Corporation an
Direktoren, Stellvertreter, Beamte oder An-
gestellte der Gesellschaft gezahlt werden, die
nicht einheimische Staatsbürger oder andere ein-
heimische Staatsangehörige sind, dürfen keine
Steuern erhoben werden.

(c) Von der Corporation ausgegebene Schuld-
verschreibungen oder sonstige Wertpapiere (ein-
schließlich der Dividenden oder Zinsen hierauf),
in wessen Händen sie sich auch befinden mögen,
dürfen keiner Besteuerung, gleich welcher Art,
unterliegen,

(i) wenn sie eine solche Schuldverschreibung
oder ein solches Wertpapier nur einzig des-
halb benachteiligt, weil das Papier von der
Corporation ausgegeben ist;

(ii) wenn die einzige rechtliche Grundlage für
diese Besteuerung der Ausgabeort oder die
Währung, in der dieses Papier ausgegeben
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oder zahlbar ist oder bezahlt wird, oder
der Sitz einer von der Corporation unter-
haltenen Niederlassung oder Geschäftsstelle
ist.

(d) Von der Corporation garantierte Schuld-
verschreibungen oder sonstige Wertpapiere (ein-
schließlich der Dividenden oder Zinsen hierauf),
in wessen Händen sie sich auch befinden mögen,
dürfen keiner Besteuerung, gleich welcher Art,
unterliegen,

(i) wenn sie eine solche Schuldverschreibung
oder ein solches Wertpapier nur einzig
deshalb benachteiligt, weil das Papier von
der Corporation garantiert worden ist,
oder

(ii) wenn die einzige rechtliche Grundlage für
diese Besteuerung der Sitz einer von der
Corporation unterhaltenen Niederlassung
oder Geschäftsstelle ist.

A b s c h n i t t 10

Anwendung des Artikels

Jedes Mitglied hat diejenigen Maßnahmen zu
treffen, die in seinem Gebiet erforderlich sind,
um durch eigene Gesetze die in diesem Artikel
niedergelegten Grundsätze in Kraft zu setzen.
Es hat die Corporation über die einzelnen von
ihm getroffenen Maßnahmen zu unterrichten.

A b s c h n i t t 11

Verzicht

Die Corporation kann nach ihrem Ermessen
in dem von ihr zu bestimmenden Umfang und
unter den von ihr festzulegenden Bedingungen
auf jedes der ihr gemäß diesem Artikel ein-
geräumten Vorrechte und Befreiungen ver-
zichten.

ARTIKEL VII

Änderungen des Abkommens
(a) Dieses Abkommen kann durch die Stim-

men von drei Fünftel der Gouverneure, die vier
Fünftel der gesamten Stimmrechte vertreten, ab-
geändert werden.

(b) Unbeschadet des Absatzes (a) ist die Zu-
stimmung aller Gouverneure erforderlich für
eine Änderung

(i) des Rechts zum Austritt aus der Corpo-
ration gemäß Artikel V Abschnitt 1;

(ii) des durch Artikel II Abschnitt 2 Absatz (d)
gesicherten Bezugsrechts;

(iii) der durch Artikel II Abschnitt 4 vor-
gesehenen Haftungsbeschränkung.

(c) Alle Vorschläge zur Änderung dieses Ab-
kommens, ungeachtet, ob sie von einem Mit-
glied, einem Gouverneur oder dem Direktorium
ausgehen, sind dem Vorsitzenden des Gouver-
neursrates zuzuleiten, der sie dem Gouverneurs-
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rat vorlegt. Ist die Änderung ordnungsmäßig
angenommen, so hat die Corporation dies allen
Mitgliedern durch formelle Benachrichtigung
mitzuteilen. Änderungen werden für alle Mit-
glieder drei Monate nach der formellen Benach-
richtigung verbindlich, sofern nicht der Gou-
verneursrat eine kürzere Frist bestimmt hat.

ARTIKEL VIII

Auslegung und Schiedsgerichtsverfahren
(a) Alle Zweifelsfragen bezüglich der Aus-

legung der Bestimmungen dieses Abkommens,
die sich zwischen einem Mitglied und der Cor-
poration oder zwischen Mitgliedern der Cor-
poration ergeben, sind dem Direktorium zur
Entscheidung zu unterbreiten. Wenn die Frage
besonders ein Mitglied der Corporation betrifft,
das nicht zur Ernennung eines Direktors in der
Bank berechtigt ist, so ist es zu einer Vertretung
gemäß Artikel IV Abschnitt 4 Absatz (g) be-
rechtigt.

(b) In den Fällen, in denen das Direktorium
eine Entscheidung gemäß Absatz (a) getroffen
hat, kann jedes Mitglied verlangen, daß die
Frage dem Gouverneursrat überwiesen wird,
dessen Entscheidung endgültig ist. Solange kein
Ergebnis der Überweisung an den Gouverneurs-
rat vorliegt, kann die Corporation, soweit sie
es für notwendig erachtet, nach Maßgabe der
Entscheidung des Direktoriums handeln.

(c) Kommt es zwischen der Corporation und
einem Land, das als Mitglied ausgeschieden ist,
oder zwischen der Corporation und einem Mit-
glied nach der endgültigen Einstellung der Ge-
schäftstätigkeit der Corporation zu einer Mei-
nungsverschiedenheit, so ist diese zur Entschei-
dung einem aus drei Schiedsrichtern bestehenden
Schiedsgericht zu unterbreiten. Ein Schiedsrichter
wird von der Corporation und der zweite von
dem beteiligten Land ernannt; der Obmann des
Schiedsgerichts wird, sofern die Parteien nicht
anders übereinkommen, von dem Präsidenten
des Internationalen Gerichtshofs oder einer
anderen durch eine allgemeine Anordnung der
Corporation bestimmten Instanz ernannt. Der
Obmann hat Vollmacht, alle Verfahrensfragen zu
regeln, über die die Parteien sich nicht zu einigen
vermögen.

ARTIKEL IX

Schlußbestimmungen

A b s c h n i t t 1

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald es im
Namen von mindestens 30 Regierungen unter-
zeichnet worden ist, deren Zeichnungen nicht
weniger als 75 vom Hundert der Summe der in
Verzeichnis A vorgesehenen Zeichnungen um-



1560 56. Stück — Ausgegeben am 16. November 1956 — Nr. 204

fassen, und sobald die in Abschnitt 2 Absatz (a)
dieses Artikels bezeichneten Urkunden in ihrem
Namen hinterlegt worden sind. Keinesfalls jedoch
tritt dieses Abkommen vor dem 1. Oktober 1955
in Kraft.

A b s c h n i t t 2

Unterzeichnung

(a) Jede Regierung, in deren Namen dieses Ab-
kommen unterzeichnet wird, hat bei der Bank
eine Urkunde zu hinterlegen, aus der hervor-
geht, daß sie dieses Abkommen ohne Vorbehalt
und in Übereinstimmung mit ihrem innerstaat-
lichen Recht angenommen und alle notwendigen
Schritte unternommen hat, um alle ihr gemäß
diesem Abkommen obliegenden Verpflichtungen
erfüllen zu können.

(b) Jede Regierung wird mit Wirkung von dem
Zeitpunkt Mitglied der Corporation, in dem für
sie die in Absatz (a) bezeichnete Urkunde
hinterlegt wird; jedoch kann keine Regierung
Mitglied werden, solange dieses Abkommen
nicht gemäß Abschnitt 1 dieses Artikels in Kraft
getreten ist.

(c) Dieses Abkommen steht den Regierungen
der im Verzeichnis A aufgeführten Länder am
Sitz der Bank bis zum Geschäftsschluß am
31. Dezember 1956 zur Unterzeichnung offen.

(d) Nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens
steht es der Regierung eines jeden Landes zur
Unterzeichnung offen, dessen Mitgliedschaft ge-
mäß Artikel II Abschnitt 1 Absatz (b) genehmigt
worden ist.

A b s c h n i t t 3

Aufnahme der Geschäftstätigkeit

(a) Sobald dieses Abkommen gemäß Abschnitt 1
dieses Artikels in Kraft getreten ist, beruft der
Vorsitzende des Direktoriums eine Sitzung des
Direktoriums ein.

(b) Die Corporation nimmt am Tage dieser
Sitzung ihre Geschäftstätigkeit auf.

(c) Bis zur ersten Sitzung des Gouverneurs-
rates kann das Direktorium alle Befugnisse des
Gouverneursrates mit Ausnahme derjenigen,
die nach diesem Abkommen nur dem Gouver-
neursrat vorbehalten sind, ausüben.

AUSGEFERTIGT in Washington in einem
einzigen Exemplar, das in den Archiven der
Internationalen Bank für Wiederaufbau und
Wirtschaftsförderung hinterlegt bleibt, die sich
durch ihre nachstehende Unterschrift einverstan-
den erklärt hat, als Hinterlegungsstelle für dieses
Abkommen tätig zu werden und allen in Ver-
zeichnis A aufgeführten Regierungen den Zeit-
punkt bekanntzugeben, an dem dieses Abkom-
men gemäß Artikel IX Abschnitt 1 in Kraft tritt.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Öster-
reich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 8. September 1956.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen ist für Österreich gemäß seinem Art. IX Abschnitt 2 lit. b am
28. September 1956 in Kraft getreten.

Raab

2 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 26. Oktober 1956 über die
Wirksamkeit des Berner Übereinkommens
zum Schutze von Werken der Literatur und
der Kunst vom 9. September 1886 in der in
Rom am 2. Juni 1928 revidierten Fassung,

BGBl. Nr. 197/1936, für Indonesien.

Nach einer Mitteilung der Schweizerischen
Gesandtschaft in Wien sind die der Nieder-
lande aus dem Berner Übereinkommen zum
Schutze von Werken der Literatur und der
Kunst vom 9. September 1886, revidiert in
Berlin am 13. November 1908 und in Rom
am 2. Juni 1928, BGBl. Nr. 197/1936, erwach-
senen Rechte und Verbindlichkeiten, soweit sie
sich auf das Gebiet des jetzigen souveränen,
Staates Indonesien bezogen haben, gemäß
Artikel 5 der Charter vom 27. Dezember 1949
über die Übertragung der Souveränität von den
Niederlanden an Indonesien, auf die Republik
Indonesien übergegangen.

Raab

2 0 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 26. Oktober 1956 über die An-
nahme der Satzung der Weltgesundheits-
organisation vom 22. Juli 1946, BGBl.
Nr. 96/1949, durch Jemen, Libyen,
Marokko, Nepal, Sudan und Tunesien und
die Annahme des Protokolls, betreffend das

Office International d'Hygiène publique
vom 22. Juli 1946, BGBl. Nr. 96/1949,

durch Japan.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen hat Jemen die Satzung
der Weltgesundheitsorganisation vom 22. Juli
1946, BGBl. Nr. 96/1949, gemäß Art. 79 lit. a
(I) ohne Vorbehalt der Genehmigung unter-
zeichnet.

Ferner haben Libyen, Marokko, Nepal, der
Sudan und Tunesien die Satzung der Welt-
gesundheitsorganisation vom 22. Juli 1946 ge-
mäß Art. 79 lit. a (III) angenommen.

Nach einer weiteren Mitteilung des General-
sekretärs der Vereinten Nationen hat Japan
das Protokoll, betreffend das Office Inter-
national d'Hygiène publique vom 22. Juli 1946,
BGBl. Nr. 96/1949, gemäß Art. 6 lit. c an-
genommen.

Die Satzung der Weltgesundheitsorganisation
vom 22. Juli 1946 ist für Jemen am 20. No-
vember 1953, für Libyen am 16. Mai 1952, für
Marokko am 14. Mai 1956, für Nepal am
2. September 1953 und für den Sudan sowie
für Tunesien am 14. Mai 1956 in Kraft
getreten.

Das Protokoll, betreffend das Office Inter-
national d'Hygiène publique vom 22. Juli 1946
ist für Japan am 11. Dezember 1951 in Kraft
getreten.

Raab


